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1 4 Nationale WTI-Governance,
EU-Fuhrungsrolle und inter-
nationales Engagement

Dieses Kapitel behandelt die Governance des deutschen Wissenschafts-,
Technologie- und Innovationssystems (WTI-System) und geht dabei u. a. auf
die bundesweite Agendasetzung, die interministerielle Zusammenarbeit
sowie die Auswirkungen des Foderalismus ein. Daruber hinaus wird die Fuh-
rungsrolle Deutschlands auf EU- und internationaler Ebene in diesem Politik-
bereich beleuchtet. Ein zentrales Thema sind die Herausforderungen fur die
deutsche WTI-Governance im Kontext der 6kologischen und digitalen Trans-
formation. In diesem Kapitel wird die Empfehlung erortert, eine gemeinsame
Vision fir Deutschland flir 2030 und 2050 zu entwickeln, die fur die
Gestaltung der Zukunft Deutschlands angesichts dieser doppelten Transfor-
mation entscheidend ist.
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Einleitung

Das deutsche Wissenschafts-, Technologie- und Innovationssystem (WTI-System) wird von einer Vielzahl
gut ausgestatteter Institutionen auf Bundes- und Landerebene gesteuert. Dank dieser Institutionen
— Ministerien, Forschungseinrichtungen, Hochschulen sowie Organisationen des privaten Sektors — leistet
das deutsche Innovationssystem stets einen wichtigen Beitrag zur Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft
und somit auch zum soziodkonomischen Wohlergehen.

In Anbetracht der Reife des deutschen Innovationssystems und seines Erfolgs in der Vergangenheit
kénnte man annehmen, dass fir den zukinftigen Erfolg lediglich geringfiigige Verbesserungen und
Anpassungen der Governance erforderlich sind. Inwieweit dies zutrifft, hangt jedoch davon ab, welche
Ziele die Politikverantwortlichen fir das Innovationssystem formuliert haben. Die Art und das Tempo des
technologischen Wandels in Verbindung mit zeitkritischen kontextuellen und transformativen Heraus-
forderungen (wie z. B. der Digitalisierung der Industrie und der Emissionsminderung) legen den Schluss
nahe, dass Deutschlands Strukturen und Prozesse fur die WTI-Governance mdéglicherweise angepasst
werden mussen, um die starke Position des Landes zu erhalten. Die Politikverantwortlichen miissen daher
bestimmte Herausforderungen fur die WTI-Governance angehen:

e Die politischen und gesellschaftlichen Erwartungen an das WTI-System haben sich gedndert und
die Wettbewerbsfahigkeit ist nicht mehr das Hauptmotiv fur Politikinterventionen. Die Ausrichtung
des WTI-Systems auf zusatzliche soziodkonomische Zielsetzungen ist aus Governance-Sicht eine
komplexere Aufgabe.

» Die politische Okonomie der dkologischen Transformation stellt eine Herausforderung dar, da das
WTI-Governance-System nun mit Politikzielen konfrontiert ist, die Uber die reine Wettbewerbs-
fahigkeit hinausgehen und dieser manchmal sogar (zumindest kurzfristig) zuwiderlaufen. Das WTI-
System muss daher in der Lage sein, aufkommende Spannungen zu bewaltigen und Trans-
formationen zu erleichtern. So muss beispielsweise das richtige Gleichgewicht zwischen nicht
direktionalen und technologieneutralen Governance-Ansatzen einerseits und Ansatzen mit
gréRerer Direktionalitadt andererseits gewahrleistet werden.

¢ An Innovationen fir Transformationen ist eine Vielzahl von Akteuren beteiligt. Dementsprechend
muss das WTI-System vermehrt multidisziplindre Ansatze unterstitzen, damit vielfaltiges Fach-
wissen zum Tragen kommt. Die Governance-Institutionen —ob in den Bundesministerien oder
Forschungseinrichtungen — missen zudem die Koordination und kollaborative Innovation ver-
bessern, da ressortiibergreifende Kollaborationen (z. B. in Fragen der nachhaltigen Energie-
erzeugung und -nutzung zwischen den fiir Energie, Umwelt, Wirtschaft und Forschung zustan-
digen Ressorts) im neuen Kontext wichtiger sind. Die sozialen Auswirkungen der digitalen und
Okologischen Transformation, die eine asymmetrische Wirkung auf die Beschaftigung in den
verschiedenen Sektoren haben und den Bedarf an bestimmten Kompetenzen auf Kosten anderer
erhdhen kann, erfordern Uberdies eine starkere Einbeziehung der Zivilgesellschaft sowie der fir
Sozialfragen zustandigen Institutionen.

In diesem Abschnitt wird die Governance des deutschen WTI-Systems im Kontext der oben dargelegten
Herausforderungen erlautert. Er beginnt mit zwei Empfehlungen. Die erste betrifft die Einrichtung eines
systemweiten ,Forums®, um die Komplexitat der WTI-Politik im Kontext der transformativen Heraus-
forderungen zu steuern und zu bewaltigen. Es wird empfohlen, dass das Forum fiir das gesamte deutsche
WTI-System im Rahmen von Foresight-Prozessen eine Vorausschau erstellt, die hier als die Initiative
,Deutschland 2030 und 2050“ bezeichnet wird. Die zweite betrifft Deutschlands Rolle als internationaler
Vorreiter im Bereich der WTI-Governance und untersucht, wie Deutschland seine internationale Position
nutzen kann, um Innovationen sowohl auf nationaler als auch auf europaischer Ebene zu fordern. Im
Anschluss daran werden aktuelle Aspekte des Governance-Systems beleuchtet, die flir die Bewaltigung
der in diesem Bericht erorterten Herausforderungen wesentlich sind.
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Empfehlung 1: Eine gemeinsame Vision ,,Deutschland 2030 und 2050 entwickeln

Uberblick und detaillierte Empfehlungen:

Die meisten transformativen Herausforderungen, die sich aus der Nachhaltigkeitswende und dem digitalen
Wandel ergeben, stellen Deutschlands bestehendes Governance-System fiir Innovation infrage. Das hat
zu wichtigen experimentellen Ansatzen gefuhrt, insbesondere im Rahmen der Strategie fir Forschung und
Innovation (F&l-Strategie) (vgl. Kapitel 5), um neue Governance-Modelle fur Wissenschaft, Technologie
und Innovation zu entwickeln. Diese Empfehlung sieht die Einrichtung eines systemweiten ,Forums* vor,
das das deutsche WTI-System auf bestimmte Ziele ausrichten soll, die in einer strategischen Vision
beschrieben sind. Der Vorschlag zielt auf eine zeitgebundene und kollaborativ entwickelte Vision fiir
Deutschland. Fur die Verwirklichung der Vision wird diese Empfehlung durch Empfehlung 2 zur Einrichtung
eines offentlich-privaten Labors fiir die Erprobung von Innovationspolitik erganzt.

E1.1 Die Bundesregierung sollte ein ressort-, lander-, institutionen- und sektoreniibergrei-
fendes Forum einrichten, um den Prozess der Entwicklung einer gemeinsamen Vision zu
steuern, die auf identifizierten prioritiren Handlungsbereichen aufbaut. Ziel dieses Forums
ist es, eine breite Teilhabe bei der Politikgestaltung und der Ermittlung von Prioritdten zu
gewahrleisten, um sowohl die Horizontalitdt und multidisziplinaren Ansatze zu férdern, die den
Herausforderungen von Transformationen gerecht werden, als auch die soziale und politische
Legitimitat der vorgeschlagenen MaRnahmen sicherzustellen. Das Forum sollte zudem ein Umfeld
bieten, in dem alle Politikbereiche (z. B. Digital-, Sozial-, Bildungs-, Umwelt- und Gesundheits-
politik) in ihren Wechselbeziehungen mit WTI diskutiert werden kénnen. Obwohl diese Themen-
komplexe aulerhalb des traditionellen WTI-Politikportfolios liegen, haben sie unweigerlich
Einfluss auf die Wirksamkeit von Politikinterventionen.

E1.2 Das Forum sollte Innovationspfade entwickeln, um die angestrebte Vision
»Deutschland 2030 und 2050 zu verwirklichen, sowie Konzepte fiir den Umgang mit
kiinftigen Risiken und Teilhabefragen bei der Ausrichtung der Innovationspolitik
erarbeiten. Die digitale Transformation und das Bestreben um 6kologisch nachhaltige Entwick-
lungspfade bringen fiir alle Ldnder bedeutende sozioGkonomische Veranderungen mit sich. Hinzu
kommen die erhéhten Risiken, darunter Gesundheitsgefahren (wie die Covid-19-Pandemie),
geopolitische Konflikte und Klimawandel, die durch die Verflechtung der Weltwirtschaft entstehen.
Eine gemeinsame Vision ist das Fundament fiir bestandigeres und strategischeres Handeln,
anstatt die Herausforderungen ad hoc und reaktiv zu adressieren. Die Teilhabedebatte sollte auch
potenzielle Zielkonflikte zwischen Innovationsexzellenz und Teilhabe thematisieren und sich damit
auseinandersetzen, wie diese Herausforderungen am besten angegangen werden kénnen.

E1.3 Die Vision und das Forum miissen auf héchster Regierungsebene, von fiihrenden
Wirtschaftsakteuren und von der Gesellschaft als zentral anerkannt werden, um eine
Agenda des Wandels im WTI-System wirksam voranzubringen. Das Forum sollte hochrangige
politische Unterstitzung erhalten, damit es auf die Mitwirkung von Ministerien und Institutionen
auf Bundes- und Landerebene und von WTI-Akteuren im weiteren Sinne zahlen kann.

E1.4 Fiir eine effektive Verwirklichung muss ein 6ffentlich-privat budgetierter Strategieplan
zur Umsetzung der Vision ,,Deutschland 2030 und 2050“ erstellt werden. Der Plan sollte
sich auf wesentliche thematische Handlungsbereiche und das Monitoring der in verschie-
denen Phasen erzielten Fortschritte konzentrieren. Hauptthemen sind Digitalisierung und
das Erreichen der 6kologischen Nachhaltigkeitswende und die Rolle von Innovationen und
generell WTI in diesem Zusammenhang. Weitere mit diesen verkniipfte Themen sind die
Starkung der Krisenresilienz (z. B. in der Lieferkette), Schlisseltechnologien, die industrielle
Transformation und Diversitat im Innovationssystem (Geschlecht, Alter, ethnische Herkunft und
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soziobkonomischer Hintergrund). In Abhangigkeit davon, welche Prioritaten fur ,Deutschland 2030
und 2050“ gesetzt werden, kénnten spezifischere Themen hinzukommen.

E1.5 Wichtig ist, dass die entlang zentraler Missionen definierte Verwirklichung nicht von
oben nach unten (top-down), sondern von unten nach oben (bottom-up) und marktorientiert
erfolgen sollte. Bottom-up-Ansatze kénnen schnellere Implementierungspfade zur Verwirk-
lichung der Vision ,Deutschland 2030 und 2050 férdern. Insbesondere akteursgetriebene Ansatze
kénnen die Transformation beschleunigen, indem sie Innovationspioniere in bestimmten
Regionen, Sektoren, Stadten und Politikbereichen ,belohnen®. Marktorientierung ist auch ein
Schlisselaspekt des Plans zur Verwirklichung der Vision, in dem Transformationspfade und
Partnerschaften mit Partnern aus der Industrie aufgezeigt und vereinbart werden sollten. Auf diese
Weise verpflichten sich sowohl der Staat als auch die Industrie zu Investitionen und anderen
Beitragen oder Initiativen (wie die Initiative ,Fossilfreies Schweden®, bei der Roadmaps fir die
Industrie zwischen Industrie und Staat ausgehandelt wurden), die die Transformation fordern. Der
Transformationsdialog Automobilindustrie ist ein erster Versuch in diese Richtung.

E1.6 Wichtige Ziele des Forums und der Vision ,,Deutschland 2030 und 2050“ waren das
ErschlieBen systemischer Kapazititen fiir WTI und eine bessere Koordinierung bei
missionsorientierten Ansatzen. Deutschland hat eine Reihe missionsorientierter Ansatze fir
WTI entwickelt, sie sind jedoch nicht immer transformativ genug und leiden unter mangelnder
Koharenz und Koordination zwischen den Missionen.

MaRBgebliche globale Erfahrung

Einige der grof3ten Herausforderungen fir die WTI-Governance sind auf die Schwierigkeiten beim Umgang
mit den Beitrdgen und Erwartungen verschiedener Disziplinen und Interessengruppen zurtickzufuhren.
Die Politikverantwortlichen in Deutschland kénnten daher von einem hochrangigen Beratungs- und
Entscheidungsgremium wie in Finnland profitieren. Das Prinzip eines hochrangigen Gremiums, das auf
systemweiter strategischer Expertise und Beratung aufbaut und mit der Regierungszentrale verbunden ist,
kénnte nutzbringend auf den deutschen Kontext tbertragen werden. Auch wenn sein Wirkungsbereich
weiter gefasst sein misste als in Finnland, kénnte ein solches Gremium fiir eine grofiere systemische
Koharenz von WTI-PolitkmalRnahmen sorgen, insbesondere dort, wo der Erfolg der WTI-Politik mit
anderen Politikfeldern verknipft ist.

Finnland hat seit jeher ein Governance-Modell fir WTI, das ein hochrangiges Beratungsgremium mit der
Entscheidungskompetenz der Regierung kombiniert. Dieses Governance-Modell hat sich bei der Fest-
legung von WTI-Politikprioritaten auf der Basis einer systemischen Betrachtung des nationalen Innova-
tionssystems bewahrt (OECD, 2009;1;; Schwaag-Serger, Wise und Arnold, 20152;). Der finnische Rat fiir
Forschung und Innovation wurde im Lauf der Zeit mehrmals umbenannt und umstrukturiert. Eine
Konstante bilden hingegen der Vorsitz durch den*die Ministerprasident*in und die Besetzung des Rats mit
den fir die F&I-Politik maflgeblichen Minister*innen sowie einer kleinen Gruppe von F&l-Akteuren. Der
Rat fungiert als Politikforum mit Zugang zu der strategischen Expertise und Systemperspektive, die
erforderlich sind, um intelligente PolitikmaRnahmen vorzuschlagen. Er hat zudem die politische Legitimitat
und Macht, Uber Prioritdten zu entscheiden. Durch die Anhebung der Diskussions- und Entscheidungs-
ebene von der Ministeriumsebene auf die ressortiibergreifende Ebene leistete der*die Ministerprasident*in
in der Vergangenheit einen wichtigen Beitrag. Ein weiterer Erfolgsfaktor war, dass sich die Rats-
entscheidungen auf hochrangige, richtungsweisende Fragen beschrankten und die bestehenden F&l-
Strukturen mit der Ausgestaltung und Umsetzung betraut wurden. Einen dritten Erfolgsfaktor bildete der
breite politische Konsens dariiber, wie wichtig Investitionen in WTI und das Hochschulwesen fir
Wirtschaftswachstum und Entwicklung sind. Solange darlber Einigkeit herrschte, hatten politische Zyklen
kaum Einfluss auf die WTI-Politik, da es in diesem Bereich keine gréReren Unstimmigkeiten zwischen den
aufeinanderfolgenden Regierungen gab.
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Dieses Konstrukt ist jedoch nicht unfehlbar, da es vom Interesse und der Bereitschaft des*der Minister-
prasident*in abhangt, die Flhrungsrolle zu Gbernehmen. Dieses Interesse — und der politische Konsens
dariber, dass die F&l-Politik die wirtschaftliche Entwicklung und das Wachstum selbst in Rezessions-
phasen fordern soll — ist in den letzten zehn Jahren verloren gegangen. Das Ergebnis waren eine
Fragmentierung der finnischen F&I-Politik und nachlassende nationale Anstrengungen in der Forschung
und Entwicklung (FuE) fir Schlisseltechnologien. Dadurch blieb das Land bei der Ausarbeitung von
Strategien zur Bewaltigung gesellschaftlicher Herausforderungen hinter anderen Landern zuriick (OECD,
201713)). Finnland setzte sich im Dezember 2021 erneut das Ziel, die FUE-Ausgaben bis 2030 auf 4 % des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu steigern, und erzielte eine politische Einigung, die offentlichen FuE-
Ausgaben auf 1,33 % des BIP zu erhéhen, um dieses Ziel zu erreichen (Finnish Government, 20214)).

14.1. Uberblick iiber die WTI-Governance

Der folgende Abschnitt behandelt die WTI-Governance in Deutschland. Ein wichtiger Aspekt ist dabei die
Fahigkeit, den zusatzlichen Druck zu bewaltigen, der durch die transformativen Herausforderungen des
Klimawandels und der Digitalisierung auf das WTI-System ausgetbt wird.

14.1.1. Strukturen der F&I-Governance in Deutschland

Die Organisationsstruktur fur die F&l-Governance in Deutschland entspricht im Grof3en und Ganzen der
allgemein Ublichen Arbeitsteilung. Die F&I-Politik wird von mehreren Fachministerien beaufsichtigt und von
externen Expertengremien wie der Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) begleitet.
Deutschland unterscheidet sich von anderen Landern durch die starke Rolle der regionalen WTI-
Governance. Die Parallelinstitutionen in den einzelnen Bundeslandern verfigen Uber ein hohes Mal} an
politischer und strategischer Autonomie (Abbildung 14.1).

Abbildung 14.1. Governance-Struktur fiir Forschung, Entwicklung und Innovation (FEI) in
Deutschland
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Quelle: OECD.
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Eine Starke des deutschen Systems fir F&l-Governance ist, dass die mangelnde zeitliche Deckungs-
gleichheit — d. h. das Missverhaltnis zwischen kurzen politischen Zyklen und den langeren FUE-Zyklen —
kein groReres Problem darzustellen scheint, wie es in anderen Volkswirtschaften u. U. der Fall ist
(Kasten 14.1). Die F&I-Politik wird eher schrittweise umgebaut als radikal geandert. Mehrere hochrangige
Organisationen leisten Politikberatung fir die Bundesregierung, aber keine von ihnen fungiert als ,héchste
Instanz® oder bezieht Regierungsmitglieder ein. Ein wesentlicher Aspekt ist, dass kein Ministerium allein
fur die gesamte F&l-Politik zustandig ist.

Kasten 14.1. Standardstrukturen fiir WTI-Governance

Abbildung 14.2 veranschaulicht eine in Industrielandern Ubliche Struktur fir die WTI-Governance. Die
schwarzen Abwaértspfeile zeigen die Ubertragung von Aufgaben und Autoritat, die roten Aufwértspfeile
stehen fur Informationsfluss und Rechenschaftslegung. Es liegt auf der Hand, dass diese Organisations-
form Silos in den Ministerien schafft.

Abbildung 14.2. Schematische Darstellung einer typischen WTI-Governance-Struktur
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Quelle: OECD.

Diese Struktur hat Auswirkungen auf die WTI-Politik. Wesentliche Aspekte der typischen Governance-
Struktur werden im Folgenden beschrieben:

e Governance-Strukturen kénnen durch das zeitliche Missverhaltnis zwischen den kiirzeren poli-
tischen Zyklen von Parlamenten und Regierungen und den viel langeren natiirlichen F&I-Zyklen
beeintrachtigt werden. Daher ist ein parteiiibergreifendes Mindestmal an Konsens und Konsistenz
in der F&l-Politik erforderlich, um so radikale Politikdnderungen zu vermeiden, dass eine Regie-
rung die Errungenschaften vorangegangener Regierungen wahrend einer einzigen Legislatur-
periode zunichtemachen kann. In Landern mit einer erfolgreichen Politik gibt es in der Regel wenig
politische Kontroversen iiber F&l; neue Regierungen tendieren in diesen Fallen eher zu schritt-
weisen Anpassungen als zu einem radikalen Kurswechsel.
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e Bei den meisten F&I-Systemen handelt es sich um ,Zwei-Saulen®-Systeme, bei denen zwei Kate-
gorien von Ministerien die staatlichen F&I-Ausgaben dominieren: Bildungs- und Forschungs-
ministerien konzentrieren sich im Allgemeinen auf akademische Forschung (Grundlagen-
forschung), wahrend das fir die Wirtschaft zustdndige Ministerium ein starkes Interesse an
angewandter F&l hat. Als Fursprecher der akademischen Gemeinschaft bzw. der Wirtschaft (die
unterschiedliche Wertesysteme haben) stehen sie im standigen Wettbewerb um Aufmerksamkeit
und Ressourcen miteinander.

e Fur die Politikberatung steht den Regierungen traditionell ein hochrangiger Politikbeirat zur Seite.
Dieser bietet eine Grundlage fiir die Entscheidungsfindung und Koordination sowie ein Forum, in
dem Politikalternativen innerhalb der Regierung und mit wichtigen nichtstaatlichen Akteuren
debattiert werden konnen (OECD, 2009[1]; Schwaag-Serger, Wise und Arnold, 2015[2]). Bis etwa
2010 galt der finnische Rat fiir Wissenschafts- und Technologiepolitik (der jetzt umstrukturiert und
in ,Rat fir Forschung und Innovation“ umbenannt wurde) weithin als internationale Best Practice
(siehe oben).

e Der breite Einsatz von Projekttragern und anderen nachgeordneten Einrichtungen zur Politik-
umsetzung kann zu ,Principal-Agent“-Problemen fuhren, bei denen die Beauftragten nicht im best-
moglichen Interesse ihrer Auftraggeber handeln. Diese nachgeordneten Stellen kdnnen jedoch
Stakeholder-Beziehungen und strategische Expertise im unmittelbaren Umfeld der Politik-
umsetzung aufbauen, was den Ministerien selbst nicht mdglich ist. Dadurch kénnen sie u. U. Ideen
fur die Programmgestaltung und -umsetzung entwickeln.

o Die effektivste Koordinierungsebene ist die Regierung, vorausgesetzt der*die Regierungschef*in
ist bereit, als oberstes Entscheidungsorgan im System zu fungieren. Die interministerielle Koor-
dinierung ist die zweiteffektivste Ebene: Die Minister*innen haben die ndtigen Entscheidungs-
befugnisse, konkurrieren aber auch um Einflussbereiche und Budgets. Projekttrager und andere
nachgeordnete Einrichtungen sind weniger effektive Koordinatoren, da ihre Entscheidungs-
befugnis begrenzt ist: Der Dialog zwischen den nachgeordneten Stellen wird dadurch einge-
schrankt, dass sie innerhalb des Zustandigkeitsbereichs ihres Ministeriums bleiben missen und
keine Entscheidung treffen kénnen, die implizit eine Entscheidung auf Ministeriumsebene aufhebt.

14.1.2. Ministerielle Zusténdigkeiten bei der WTI-Governance

In Deutschland gibt es 15 Bundesministerien (und das Bundeskanzleramt). In der Praxis nehmen sie
dieselben Aufgaben wahr wie in den meisten anderen Landern. Dies wird jedoch erganzt durch Steue-
rungs- und Koordinierungsfunktionen auf Ebene der Lander. Die Zustandigkeiten der Ministerien
verandern sich im Lauf der Zeit, was aber offenbar eher auf politisch motivierte Umstrukturierungen als
auf Anderungen der generellen Strategie zuriickzufiihren ist (Edler und Kuhlmann, 2008). Jedes
Ministerium ist fur die Forschung zustandig, die es zur Erfullung seiner Aufgaben bendtigt. Diese Ressort-
forschung wird von Ressortforschungseinrichtungen, 6ffentlichen Forschungseinrichtungen und anderen
externen Forschungsauftragnehmern durchgefiihrt.

Die deutsche WTI-Governance auf Ministeriumsebene ist grof3tenteils zwischen zwei Ministerien aufge-
teilt, dem Bundesministerium fir Bildung und Forschung (BMBF)' und dem Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK)2. Die Governance auf der ministeriellen Ebene folgt damit dem Zwei-
Saulen-Ansatz, der in vielen Systemen fur WTI-Governance Ublich ist. In der Praxis Uberschneiden sich
jedoch die Zustandigkeiten der beiden Ministerien: Das BMBF hat Aufgaben, die sich auf die Innovations-
tatigkeit auswirken, und das BMWK verbindet viele seiner innovationsbezogenen Maflinahmen mit
Forschung. Diese partielle Uberschneidung férdert die Zusammenarbeit und erleichtert es den beiden
Ministerien, die F&I-Politik in einer starker integrierten Weise anzugehen als es in vielen anderen Landern
der Fall ist.
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Die Zustandigkeit fir Bildung, einschlie3lich Hochschulwesen, liegt im Wesentlichen bei den Landern. Fur
Forschung sind Bund und Lander gemeinsam zustandig, wenngleich der Bund den GrofRteil der Mittel
bereitstellt. In Tabelle 14.1 sind die wichtigsten Zustandigkeiten der beiden Bundesministerien aufgefihrt.

Das BMBF verantwortet (zusammen mit den Landern) bildungs- und forschungspolitische MafRnahmen,
die durch die Hochschulen und andere staatliche Forschungseinrichtungen sowie Unternehmen umge-
setzt werden. Es hat die Exzellenzinitiative zur Starkung der deutschen Hochschulen ins Leben gerufen.
Das BMBF ist federfuhrend fur die F&I-Strategie (d. h. die friheren Versionen der HTS, die aktuelle
HTS 2025 und die demnéachst erwartete Zukunftsstrategie Forschung und Innovation) verantwortlich, die
die F&I-Anstrengungen aller Ministerien bundeln soll. Eine weitere Aufgabe des Ministeriums ist die
Vernetzung des deutschen Forschungs- und Hochschulsektors auf EU- und internationaler Ebene. Auch
die Nationale Biodkonomiestrategie fallt in den Verantwortungsbereich des BMBF.

Das BMWK befasst sich mit der Nutzung und Umsetzung von Forschungsergebnissen in der Wirtschaft
ebenso wie mit Transformation im weiteren Sinne. Zum Teil erfordern die Innovationsprogramme des
Ministeriums die Einbindung von Forschungsakteuren. Zudem muss das BMWK mit anderen Ministerien
kooperieren, um seine Innovations- und Industriepolitik mit anderen Sektoren der Gesellschaft wie dem
Gesundheits-, Verkehrs- oder Umweltsektor abzustimmen. Im Bereich der beruflichen Bildung Uber-
schneiden sich die Zustandigkeiten von BMBF und BMWK (vgl. Tabelle 14.1).

Tabelle 14.1. WTI-Zustandigkeiten des BMBF und BMWK

Bundesministerium fir Bildung und Forschung (BMBF) Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK)

o Européische und internationale Zusammenarbeit e Wirtschaftspolitik
in Bildung und Forschung o Energiepolitik

o Allgemeine und berufliche Bildung o Industriepolitik

e Lebensbegleitendes Lernen e Innovationspolitik

e Hochschulen e Mittelstandspolitik

e Forschung (an Hochschulen und Forschungs- « Nationale Klimaschutzpolitik
einrichtungen)

e EU-Wirtschaftspolitik
o Forschung fiir technologische Souveranitat und

Innovationen
e Grundlagenforschung

Quelle: Extrapolation aus den Internetseiten des BMBF und des BMWK.

14.1.3. Beratungsgremien

Wie nachstehend aufgefiihrt, beraten mehrere unabhangige Gremien die Bundesregierung. Eine wesent-
liche Herausforderung ist die effizientere Gestaltung der WTI-Beratungskanale, die die offentliche Politik
beeinflussen und zu konkretem Politikhandeln flihren kénnen. Das in Empfehlung 1 (und Empfehlung 2)
beschriebene Forum kdnnte dazu beitragen, dies zu erreichen.

e Die 2002 gegriindete Deutsche Akademie der Technikwissenschaften (acatech) wird vom
Bund und den Landern finanziert, um strategische Politikberatung in technikwissenschaftlichen
und technologiepolitischen Zukunftsfragen zu leisten. Sie umfasst Expert*innen aus Wissenschaft
und Wirtschaft und legt ihre eigene Agenda fest. Ein herausragender Beitrag war die Entwicklung
und Ausarbeitung des Konzepts Industrie 4.0. Die meisten ihrer Projekte behandeln technologie-
politische Themen, wie z. B. das Potenzial flir die Entwicklung geschlossener Kreislaufe fiir Kunst-
stoffverpackungen, CO2-Bepreisung und Resilienz als wirtschafts- und innovationspolitisches
Gestaltungsziel.
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e Die 1652 als Gelehrtengesellschaft gegriindete Leopoldina hat derzeit rd. 1 600 Mitglieder aus
nahezu allen Wissenschaftsbereichen, aber keine eigenen Forschungsstatten. 2008 wurde sie von
der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) zur Nationalen Akademie der Wissenschaften
Deutschlands ernannt. Die Leopoldina hat die Aufgabe, deutsche Wissenschaftlerinnen in der
internationalen Gemeinschaft zu vertreten sowie Politik und Offentlichkeit wissenschaftsbasiert zu
beraten. Sie wird vom BMBF (80 %) sowie vom Bundesland Sachsen-Anhalt (20 %) finanziert, und
gibt zahlreiche Stellungnahmen und Publikationen zu Wissenschaft und Wissenschaftspolitik
heraus.

¢ Der Wissenschaftsrat berat die Bundesregierung und die Regierungen der Lander. Er setzt sich
aus Vertreter*innen des Bundes und der Lander sowie aus renommierten Wissenschaftler*innen
zusammen. Seine Beratung erstreckt sich sowohl auf allgemeine wissenschaftspolitische Themen
als auch auf spezifische Fragen, die oft von seinen Mitgliedern aufgebracht werden. Der Wissen-
schaftsrat wird haufig mit anspruchsvollen Evaluationen auf Bundesebene betraut. Insgesamt
bringt er sich eher durch ,weiche Koordination“ als spezifische Anweisungen ein.

e In der GWK sind das BMBF und das BMF sowie die entsprechenden Ministerien der Lander
vertreten. Die GWK verwaltet die gemeinsame Forderung von Hochschulen und aufleruniversi-
taren Wissenschaftseinrichtungen, darunter die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG),
acatech, Leopoldina, das Deutsche Zentrum fir Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW)
und das Wissenschaftskolleg zu Berlin.

e Der 2009 ins Leben gerufene Innovationsdialog ist eine regelmafige hochrangige Diskussions-
runde zwischen der Bundesregierung (Bundeskanzler*in, Chef*in des Bundeskanzleramtes,
Bundesminister*in flr Bildung und Forschung, Bundeswirtschaftsminister*in und Bundesfinanz-
minister*in) und Vertreter*innen aus Wissenschaft und Wirtschaft. Den Vorsitz des Steuerkreises,
der eigentlichen Dialogrunde, hat der*die Vorsitzende des acatech Kuratoriums inne. Die Diskus-
sionen decken ein breites Spektrum innovationspolitischer Themen ab, darunter Innovationstko-
systeme, Resilienz von Lieferketten, europaischer Green Deal, Quantentechnologien, Wasserstoff
sowie Starken und Schwachen des deutschen Innovationssystems im internationalen Vergleich.
In der Legislaturperiode 2017—2021 fanden sechs solcher Innovationsdialoge statt.

e Die 2006 vom BMBF eingerichtete EFI ist ein Gremium von bis zu sechs Professor*innen, das
wissenschaftliche Politikberatung fir die Bundesregierung leistet und jahrlich ein Gutachten
vorlegt. Ihre Mitglieder sind Expert*innen fir Wissenschafts- und Innovationspolitik, die sich bei der
Erstellung ihrer Berichte umfassend mit Akteuren der Wissenschafts- und Innovationspolitik in
Deutschland austauschen. Die Expertenkommission ist das Organ, das dem in Abbildung 14.2
genannten Politikbeirat am nachsten kommt. Sie hat jedoch eine rein beratende Funktion.

e Das Hightech-Forum wurde 2015 und 2019 eingesetzt, um die Bundesregierung bei der Umset-
zung der HTS und der Nachfolgestrategie HTS 2025 zu beraten. Dartiber hinaus verdffentlichte es
Impulspapiere zu verschiedenen Aspekten der F&I-Politik. In seinem letzten Beratungsauftrag, der
mit der Legislaturperiode 2021 endete, umfasste das Hightech-Forum 21 Expert*innen aus
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft. Den Vorsitz teilten sich ein Staatssekretar des BMBF
und der Prasident der Fraunhofer-Gesellschaft. Das Hightech-Forum ist ein weiteres Organ, das
Annlichkeiten mit dem in Kasten 14.1 erwéhnten Politikbeirat aufweist.

e Der Rat fiir technologische Souveranitat wurde 2021 gegriindet. Das Gremium mit 11 Vertre-
ter“innen aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft hat die Aufgabe, das BMBF in Fragen der
Starkung der technologischen Souveranitat Deutschlands und der Europaischen Union auf zentra-
len Technologiefeldern zu beraten.
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Projekttrager und andere nachgeordnete Einrichtungen

Wie in anderen Landern gibt es auch in Deutschland mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
eine Form von Forschungsférderungsrat bzw. nationaler Forschungsstiftung. Die DFG wird zwar vom
BMBF mitgetragen, sie ist aber ein privatrechtlicher Verein zur Forschungsférderung ihrer Mitglieder
(Hochschulen und Forschungseinrichtungen). Sie fungiert als Selbstverwaltungsorganisation der Wissen-
schaft in Deutschland, obwohl sie ihre Mittel Gberwiegend vom Bund und in geringerem Umfang von den
Landern erhalt. Wie andere Forschungsrate wird sie von Mitgliedern der Forschungsgemeinschaft geleitet
und verwaltet, und die Forderung folgt in erster Linie dem Bottom-up-Prinzip. Die DFG genief3t international
hohes Ansehen und hat als Vorbild fir die Grindung der National Natural Science Foundation of China
gedient.

In den meisten europaischen Landern werden die anderen F&l-Forderprogramme von staatlichen Stellen
verwaltet. In Deutschland wird die F&I-Foérderung auf Bundes- und Landerebene seit Langem im Rahmen
von wettbewerblichen Verfahren anhand von Vertragen mit funfjahriger Laufzeit an Projekttrager vergeben.
Derzeit gibt es 19 solcher Projekttrager (Férderberatung des Bundes, o. J.[g)). Sie sind zumeist bei Organi-
sationen angesiedelt, die technologische Infrastrukturen betreiben und technische oder projektbezogene
Leistungen erbringen. Zu den wichtigsten zéhlen:

A. Deutsches Zentrum fir Luft- und Raumfahrt (DLR)

B. Forschungszentrum Jilich, ein sehr groRes wissenschaftliches Forschungszentrum (mit 6 400 Beschaf-
tigten) innerhalb der Helmholtz-Gemeinschaft

C. Karlsruher Institut fir Technologie

o

VDI Technologiezentrum, Dienstleister im Bereich Programmmanagement und Technologieberatung

E. VDI/VDE Innovation + Technik GmbH, flihrendes Dienstleistungsunternehmen bei Fragen rund um
Innovationen und Technik

14.2. Koharenz und Agendasetzung fir WTI

Interministerielle und sektorenibergreifende Koordinierung ist bereits in einem Kontext ohne Trans-
formationen schwierig. Sie wird jedoch umso schwieriger, wenn Transformationsziele fur zusétzliche
Komplexitat sorgen. Wie oben ausgefiihrt, behindern Uberschneidungen, mangelnde Koordination und
Abstimmung und teils sogar gegenlaufige PolitikmalRnahmen (verschiedener Sektoren, Ministerien und
Regierungsebenen) die Fahigkeit Deutschlands, seine Transformationsziele zu erreichen. Ein Beispiel ist
die Schnittstelle zwischen WTI-Politik und Klimapolitik: Deutschland kann sowohl ein starkes F&l-System
als auch ein langjahriges Engagement flr nachhaltige Energieerzeugung und -nutzung (was insbesondere
die Energiewende zeigt), Umweltschutz und den Erhalt der biologischen Vielfalt vorweisen (Walz et al.,
20197)). Die Politikbereiche kénnten jedoch besser aufeinander abgestimmt werden, damit sich die Politik-
maRnahmen in beiden Bereichen gegenseitig verstarken und die gewiinschte Wirkung erzielen.®

Die Autoren der Analyse Okologische Innovationspolitik in Deutschland, die vom Bundesministerium fiir
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) in Auftrag gegeben wurde,
stellten folgende Schwachen fest: zu geringe Fokussierung auf Transformationen (auf3er im Energie-
bereich), voneinander losgeldste institutionelle und soziale Innovationsperspektiven und -malinahmen,
wenig (oder keine) Unterstitzung ,griner® Start-ups und unzureichende Bericksichtigung von Inno-
vationen (Walz et al., 2019(7). In der Analyse wurde auch auf erhebliches ungenutztes Potenzial fir den
Einsatz der Digitalisierung als Treiber fir Umweltschutz und Oko-Innovationen hingewiesen. Der Bericht
forderte eine starkere Integration der Innovationsdynamik und -perspektiven in die Umweltpolitik sowie ein
»,Greening des Innovationssystems®. Obwohl Deutschland in der Produktion mehrerer Umwelttechnologien
fuhrend ist, muss die Bundesregierung dartiber hinaus die Nachfrage nach umweltfreundlichen Innova-
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tionen und Lésungen ankurbeln, insbesondere bei der Abfallentsorgung, Larmminderung und Luftrein-
haltung. Die heterogenen Anwendungen der einzelnen Oko-Innovationsbereiche, wie der Biodkonomie,
und ihre potenzielle Relevanz fir eine Vielzahl von Sektoren machen es schwierig, wirksame nachfrage-
seitige Instrumente zu konzipieren oder die Schaffung von Markten zu fordern (Edler et al., 2021(g).

Das Beispiel dkologische Nachhaltigkeit und Innovation veranschaulicht, wie seit Langem bestehende
Koordinierungsprobleme einen gréoReren Beitrag von WTI zu den Transformationszielen erschweren. Es
ist betrachtliches Potenzial vorhanden, um nicht nur innovationspolitische Elemente in der Klima- und
Umweltpolitik zu starken, sondern auch den Aspekt der 6kologischen Nachhaltigkeit — und ganz allgemein
die transformative Perspektive — in der Innovationspolitik zu férdern. Die Analyse der Wechselwirkungen
zwischen Innovations- und Umweltpolitik zeigt, dass die gemeinsame Agendasetzung und die Politik-
koharenz verbessert werden muissen (Rogge und Kristin, 20169;; Edler et al., 2021s)).

Die Schwierigkeiten, eine bessere Verzahnung zwischen okologischer Nachhaltigkeit und Innovations-
politik zu erreichen, deuten auf die Koordinierungsprobleme hin, die sich bei systemischeren Ansatzen in
der Politik im Allgemeinen und der WTI-Politik im Besonderen stellen. Es besteht erheblicher Spielraum
fur eine starkere Unterstiitzung der notwendigen Transformationen durch die Innovationspolitik, indem die
Schnittstelle zwischen Innovationspolitik und anderen relevanten Bereichen, darunter Klima-, Umwelt-,
Sozial- und Gesundheitspolitik, verbessert wird. In Anlehnung an die Ergebnisse des BMUV-Berichts
stellte das Hightech-Forum im Marz 2020 die Forderung, Nachhaltigkeit in all ihren Dimensionen als
handlungsleitendes Ziel der F&I-Politik zu berticksichtigen und Hurden fir nachhaltige Innovationen zu
beseitigen (Boetius et al., 2020;10;). Der Wunsch nach einer besseren Koordinierung ist demzufolge bei
einer Reihe von WTI-Akteuren erkennbar, und weitere Unterstiitzung durch die Bundesregierung ware in
dieser Hinsicht zu begrifien.

14.3. Interministerielle Zusammenarbeit bei der WTI-Governance

Erstaunlicherweise gibt es in Deutschland keine zentrale Stelle fir die gesamtstaatliche Koordinierung der
F&l-Politik. Einige Staaten haben etwa einen Rat, einen Ausschuss oder ein ,Politikforum®, d. h. eine
Plattform, an der fihrende Politiker*innen und Stakeholder*innen der mafRgeblichen Ministerien beteiligt
sind(OECD, 2009(1;; Schwaag-Serger, Wise und Arnold, 20152). Dadurch kénnen PolitikmalRnahmen mit
systemischer Tragweite breit diskutiert werden. Andere Staaten verfligen mdglicherweise Uber ein einheit-
liches Monitoring- und Kontrollsystem flir die F&I-Politik, wie z. B. ein Observatorium, aber keine allein-
zustandige Institution, um die Debatte und die Priorisierung in der F&l-Politik zu steuern. In Deutschland
erfolgt die Politikgestaltung auf der Ebene der Regierung selbst. Daher wird sie z. T. durch die Zusam-
mensetzung der jeweiligen Regierungskoalition und die Verteilung der Ministerien auf die einzelnen
Koalitionsparteien gepragt. Initiativen, an denen mehrere Ministerien beteiligt sind, werden durch Staats-
sekretdrsausschisse gesteuert. Es gibt aber keine zentrale Stelle mit alleiniger Zustandigkeit fur die
systemische Koordinierung aller Teilbereiche des nationalen F&I-Systems.

Ministerien konkurrieren in allen Regierungssystemen um Budgets, Politikprioritdten und Aufmerksamkeit.
Folglich ist eine Politikkoordination und -kooperation auf Ministeriumsebene weniger effektiv als die Koordi-
nation auf einer hdheren, ressortibergreifenden Ebene. In Deutschland ist dieses Phdnomen aber wegen
des im Grundgesetz verankerten Ressortprinzips besonders stark ausgepragt. Auch die in Deutschland
Ublichen Koalitionsregierungen tragen dazu bei, da die Verteilung der Ministerien auf verschiedene Koali-
tionsparteien weniger Anreize fiir die Zusammenarbeit zwischen den Ministerien bietet.

Ein fir die WTI-Politik maligebliches Beispiel fiir diese Fragmentierung ist die seit Langem bestehende
Arbeitsteilung zwischen dem BMBF und dem BMWK, wonach das BMBF fur FEI und das BMWK fiir Inno-
vation und Implementierung zustéandig ist. Dennoch missen diese Ministerien eng zusammenarbeiten, um
Wissenschaft, Technologie und Innovation auf gesellschaftliche Bedlrfnisse, Nutzer*innen und neue
Markte abzustimmen. Dies zeigt die wachsende Zahl von Strategien und PolitikmalRnahmen, bei denen
die beiden Ministerien in der Praxis kooperieren.
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Einzelne Ministerien setzen erfolgreich Strategien innerhalb ihres eigenen Zustandigkeitsbereichs um.
Beispiele sind etwa der Innovationspakt, die Exzellenzinitiative und die Biodkonomiestrategie (alle unter
Federfihrung des BMBF), die in Kapitel 5 erortert werden. Die Energiewende erhielt 2014 neuen
Schwung, als das damalige BMWi die Zustandigkeit ibernahm und die Abhangigkeit von freiwilliger inter-
ministerieller Kooperation verringert wurde. Obwohl die Ministerien innerhalb ihrer traditionellen Silos
erfolgreich arbeiten, sind mangels Systemperspektive oder Priorisierung auf Systemebene keine koha-
renten strategischen Entscheidungen mdglich, die sich zu einer nationalen WTI-Politik aus einem Guss
zusammenfligen. Stattdessen werden viele unabgestimmte Ad-hoc-Entscheidungen in unterschiedlichen
Bereichen des Governance-Systems getroffen.

Immer haufiger kooperieren die Ministerien jedoch in gewissem Umfang bei der Konzeption und Implemen-
tierung von nationalen Strategien wie der F&I-Strategie und der Nationalen Wasserstoffstrategie. Diese
flexible und pragmatische Nutzung der bestehenden Silos einzelner Ministerien ermdglicht es, durch die
etablierten Strukturen neue Herausforderungen zu adressieren. Allerdings handelt es sich dabei faktisch
nicht um eine kollaborative Zusammenarbeit der Ministerien, sondern um eine Arbeitsteilung, bei der jedes
der Ministerien einen Teil seines eigenen Budgets nutzt, um seine eigenen Programme umzusetzen. Eine
gemeinsame Steuerung findet nur auf der obersten Ebene statt. Folglich sind die Synergien gering. Diese
Fragmentierung hemmt Reflexivitat und Politiklernen, wie die gegenwartige Evaluierungspraxis zeigt. Die
einzelnen Ministerien evaluieren jeweils ihre eigenen Programme gemal der starken Evaluierungstradition
in Deutschland. Die Gesamtstrategie aber wird kaum oder berhaupt nicht evaluiert. Eine umfassende
Evaluierung der HTS beispielsweise wurde erst mehr als zwdlf Jahre nach ihrer Einfiihrung begonnen.

Als gesamtstaatliche Plattform kénnte das in Empfehlung 1 beschriebene Forum die Lésung von Koordi-
nierungsproblemen vorantreiben und die interministerielle Zusammenarbeit férdern.

14.4. Direktionalitat, Missionsorientierung und ergebnisorientierte WTI-
Governance

Auf der internationalen Ebene ist in der WTI-Politik ein wachsender Trend zur Direktionalitat, d. h. zur
Ausrichtung auf bestimmte gesellschaftliche Herausforderungen, zu beobachten. Missionen und Trans-
formationsprozesse verscharfen die bestehenden Koordinierungsprobleme, da sie eine noch starkere
Einbeziehung von Akteuren auRerhalb der F&l-Community erfordern — sowohl bei der Bestimmung der zu
bewaltigenden Herausforderungen als auch bei der Umsetzung von Veranderungen. Dies ist keine
einfache Aufgabe, weil die Meinungen der einzelnen Akteure von ihren eigenen Interessen und Stand-
punkten geleitet werden und entsprechend weit auseinanderliegen kénnen. Noch schwieriger ist es, eine
faire Berlcksichtigung der verschiedenen Perspektiven sicherzustellen, da sich einige Akteure besser
Gehor verschaffen kénnen und mehr Ressourcen zur Verfiigung haben als andere. Gesellschaftliche
Herausforderungen weiten das Betatigungsfeld der F&l-Politik von den beiden traditionellen Saulen auf
wesentlich breitere Bereiche der Gesellschaft aus. Weltweit wird mit verschiedenen Governance-Modellen
fur diese Politik experimentiert. In einigen Landern liegt die Zustandigkeit bei einem einzigen Ministerium,
in anderen werden ressortiibergreifende Plattformen geschaffen, in wieder anderen gibt es externe Platt-
formen, die an eine zentrale Regierungsstelle berichten, oder es werden behdrdenibergreifende Platt-
formen oder Programme eingerichtet. Zum jetzigen Zeitpunkt liegen jedoch noch nicht genug Erfahrungs-
werte vor, um Best Practices (oder auch nur ,Good Practices®) zu definieren. Aufierdem muss fiir die
einzelnen Programme bzw. Missionen, mit denen einer gesellschaftlichen Herausforderung begegnet wird,
jeweils ein eigenes Gremium eingerichtet werden, das eine umfassendere Stakeholder-Konsultation
und -Beteiligung als bei gewdhnlichen F&l-politischen Angelegenheiten ermdglicht.

Die wachsende Anzahl von nationalen Strategien mit einer WTI-Komponente |dsst auf ein zunehmendes
Verstandnis in der Bundesregierung schlief3en, dass zur Bewaltigung gesellschaftlicher Herausforderun-
gen auf verschiedenen Ebenen ein missionsorientierterer Ansatz erforderlich ist. Dies erfordert nicht nur
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eine starkere horizontale Koordinierung innerhalb und zwischen den Ministerien und anderen staatlichen
Akteuren, sondern auch die Bereitschaft zur Zusammenarbeit innerhalb des Staates. Er muss Innovations-
aktivitdten in gesellschaftlich verabredete Richtungen lenken, die privatwirtschaftliche Akteure nicht von
sich aus einschlagen. Die EFI schlagt daher zurecht ,eine marktorientierte Version der Neuen Missions-
orientierung vor, die sich durch eine Offenheit gegenliber Problemlésungen und durch katalytische Markt-
eingriffe auszeichnet” (EFI, 2021(11)). Der EFI zufolge konnte sich der stark sektorfokussierte Ansatz der
deutschen WTI-Politik als Hindernis fir die Missionsorientierung erweisen. Mdglicherweise muss dieser
Ansatz Uberarbeitet werden, um diese Hindernisse abzubauen.

Direktionalitat steht auch im Widerspruch zum Primat der Technologieneutralitat, das in der Ordnungs-
politik verankert ist und in der Vergangenheit vom damaligen BMWi besonders betont wurde, obwohl viele
seiner erfolgreichen Interventionen stark thematischer Natur waren. Dies gilt beispielsweise fiir Pro-
gramme, mit denen die Verbreitung von neuen Technologien und Schliisseltechnologien und der Aufbau
entsprechender Kapazitaten in der Wirtschaft geférdert wurden bzw. werden, von Mikroelektronik und
computergestiitztem Design/computergestiitzter Fertigung in den 1980er Jahren bis hin zu Digitalisierung
und kinstlicher Intelligenz (KI) in jingerer Zeit. Die Industriestrategie von 2019 enthielt eine Liste mal-
geblicher innovativer Industriebranchen, die es im Interesse der Wettbewerbsfahigkeit und der techno-
logischen Souveranitat Europas zu schitzen gilt (BMWi, 2019112;). Strategien fur den Klimaschutz, die auch
Garantien fir den Erhalt der Wirtschaftskraft umfassten (BMWi, 2020113;), konzentrierten sich ebenfalls auf
spezifische Technologien, wie z. B. Wasserstoff (BMWi, 2020y14)). Wesentliche Politikinterventionen des
BMBF, z. B. im Bereich der Quantentechnologie, sind gleichermallen thematisch ausgerichtet. Zugleich
wurde aber durch die Einflihrung der steuerlichen Forschungsférderung 2019 die Bedeutung technologie-
neutraler innovationspolitischer Instrumente im Gesamtkontext der Innovationspolitik gestéarkt.

Auch die Risikoaversion des staatlichen Systems gefdhrdet die Missionsorientierung, denn Missions-
orientierung erfordert oft Experimentieren, Reflexivitat und Zielanpassungen wahrend der Laufzeit einer
Politikintervention. Die nationalen Strategien in Bereichen wie Kl, Wasserstoff oder Bio6konomie sind
vorwiegend angebots- oder technologieorientiert. Missionen, die Transformationserfordernisse adressie-
ren, sollten aber auch eng an den gesellschaftlichen Bedurfnissen und der Nachfrageseite ausgerichtet
sein. Dadurch steigt die Zahl der beteiligten Akteure und Stakeholder, deren Handlungen die Form der
erforderlichen Politikinterventionen beeinflussen. Zudem miussen die Interventionen problemlésungs-
orientiert sein, d. h. nicht nur auf eine angebotsorientierte technologische Entwicklung abzielen, sondern
auch auf Prozesse, um die Ergebnisse dieser Entwicklung zur Lésung von Problemen einsetzen zu
kénnen. Bei der missionsorientierten Politik gilt es zu unterscheiden zwischen ,schwacher Direktionalitat”
(z. B. ,Dekarbonisierung® von ,Wasserstoff), bei der allgemeine Leitplanken fir die Suche nach Losungen
aufgestellt werden, und ,starker Direktionalitat (z. B. Angleichung bestimmter technischer Standards oder
Entwicklung dominanter Designs), die Markte schafft oder einbezieht. Die Missionen der HTS 2025
kénnten dabei als potenzielle Experimentierrdume dienen, um die Rolle der Regierung bei der Uberfiihrung
der Ergebnisse von Missionen an die Markte zu erproben. Das WTI-Politiksystem als Ganzes wird jedoch
das Spannungsverhaltnis zwischen der Direktionalitdt und dem technologieneutralen Ansatz der Politik-
gestaltung adressieren mussen (EFI, 2021(11).

Das bekannteste Beispiel missionsorientierter WTI-Politik in Deutschland ist die F&I-Strategie. Sie wurde
seit ihrer Einflihrung 2006 erheblich weiterentwickelt. Die urspriinglichen technologiefokussierten Innova-
tionsziele wurden zunehmend von einer Ausrichtung der Technologien auf messbare sozio6konomische
Ergebnisse abgeldst (Abbildung 14.3). In ihrer jetzigen Form ist die F&I-Strategie eine der deutlichsten
Auspragungen der Missionsorientierung in der deutschen WTI-Politik (vgl. Kapitel 5).

Die Uberarbeitete Fassung der HTS von 2014 enthielt Missionen in Form der folgenden ,prioritaren
Zukunftsaufgaben®: ,Digitale Wirtschaft und Gesellschaft®, ,Nachhaltiges Wirtschaften und Energie,
.Innovative Arbeitswelt”, ,Gesundes Leben®, ,Intelligente Mobilitat* und ,Zivile Sicherheit” (BMBF, 201415)).
Jede dieser prioritaren Zukunftsaufgaben umfasste verschiedene Aktionsfelder oder Schwerpunkte. Neu
an dieser Fassung der HTS war auch ,Transparenz und Partizipation“ als eines von fiinf Kernelementen
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der Innovationspolitik, neben ,Prioritare Zukunftsaufgaben fir Wertschopfung und Lebensqualitat”, ,Ver-
netzung und Transfer®, ,Innovationsdynamik in der Wirtschaft® und ,Innovationsfreundliche Rahmen-
bedingungen® (BMBF, 201415). Transparenz und Partizipation bezieht sich darauf, dass alle beteiligten
Akteure, insbesondere die Biirger*innen, in die Gestaltung von Innovationsprozessen und Innovations-
politik einbezogen werden sollen. Interessant ist, dass Schllsseltechnologien hier eine weniger zentrale
Rolle spielen als in den vorherigen Fassungen der HTS. Angesprochen werden sie lediglich in einem
Unterabschnitt mit dem Titel ,Potenziale der Schlisseltechnologien fiir die Wirtschaft nutzen®. Wahrend
der Umsetzungsphase dieser Fassung der F&I-Strategie gewannen Politikplattformen fir die Industrie
(z. B. Industrie 4.0), aber auch in den Bereichen Biodkonomie, Zukunft der Mobilitdt und Zukunftsstadt an
Dynamik und Sichtbarkeit.

Abbildung 14.3. Evolution der deutschen Forschungs- und Innovationsstrategie: Von der
Technologie- hin zur Missionsorientierung

2006 2010 2014 2018
17 Technologiefelder 5 Bedarfsfelder 6 Zukunftsaufgaben 12 Missionen
- Krebs bekampfen
Nanotechnologien - . Forschung und Versorgung
+  Biotechnologie Digitale Wirtschaft und digital vemnetzen — fiir eine
Mikrosystemtechnik Klima/Energie Gesellschaft intelligente Medizin
Optische Technologien Plastikeintrage in die Umwelt
Werkstofftechnologien Nachhaltiges Wirtschaften substanziell verringern
Raumfahrttechnologien Gesundheit/ und Energie Weitgehende
« Informations- und Ernahrung Treibhausgasneutralitat der
Kommunikations- . . Industrie: ) i
technologien Innovative Arbeitswelt Nachhaltiges Wirtschaften in
Produktionstechnologien Mobilitat K_relsla?ufen _
Energietechnologien B!olog!sche Vielfalt erhalten
f Gesundes Leben Eine sichere, vernetzte und
*  Umwelttechnologien L
Fah 4 Verkeh saubere Mobilitat
teachrrfce:lig_ieunn erkenrs- Sicherheit Die Batteriezellproduktion in
Luftfah mg hnolodi Intelligente Mobilitat Deutschland aufbauen
U f‘ i ogpn Gut leben und arbeiten im
*  Maritime Tgchnologlen ganzen Land
. Gesquheltsfprschung und Kommunikation Zivile Sicherheit Technik fiir den Menschen
Medizintechnik Kiinstliche Intelligenz in die
Pflanzen Anwendung bringen
Sicherheitstechnologien Neue Quellen fiir neues
+ Dienstleistungen Wissen

Quelle: Basierend auf BMBF-Informationen zu den jeweiligen Strategien (BMBF, 201415;; BMBF, 2018;1)).

Die neueste Fassung der F&l-Strategie — die 2018 verabschiedete HTS 2025 — geht bei der Missions-
orientierung einen Schritt weiter und benennt 12 Missionen in 3 Handlungsfeldern (vgl. Abbildung 14.3).
Zugleich spielen Schlisseltechnologien wieder eine herausragendere Rolle, auf die konkret unter ,Wir
entwickeln Deutschlands Zukunftskompetenzen® eingegangen wird (BMBF, 201816]). Darliber hinaus will
die HTS 2025 eine ,offene Innovations- und Wagniskultur etablieren und den Unternehmergeist starken.

Deutschland entwickelt zwar weiter missionsorientierte Politikansatze, eine verlassliche Bewertung ihrer
Wirksamkeit ist jedoch nach wie vor schwierig. Dies hat verschiedene Griinde:

e Erstens sind die Missionen in unterschiedlicher Granularitat definiert und erflllen daher nicht alle
Kriterien flr eine missionsorientierte Politik (Mazzucato, 201817;). Beispielsweise wurden nur fir
einige der Missionen (wie etwa die Mission zur Kreislaufwirtschaft) zielgenaue, messbare und
zeitgebundene Zielsetzungen festgelegt.
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e Zweitens sind nicht alle Missionen transformativ; einige dienen dazu, die Wissensgenerierung oder
Markteinfiihrung zu beschleunigen und stellen somit eine Fortsetzung der klassischen missions-
orientierten Ansatze dar. Dieser Ansatz ist zwar fiir einige der genannten Herausforderungen
angemessen, bei einigen Missionen kdnnte jedoch das Transformationspotenzial noch besser
ausgeschopft werden (beispielsweise kdnnte die Mission der Krebsbekampfung um die Férderung
einer geslinderen Lebensweise erweitert werden).

e Drittens stehen beim Missionsansatz der HTS 2025 WTI-Aktivitaten im Mittelpunkt. Einige dieser
WTI-getriebenen Missionen berlicksichtigen, dass breitere gesellschaftliche Entwicklungen (wie
z. B. Verhaltensanderungen) notwendig sind, um eine transformative Wirkung zu erzielen, oder
dass die WTI-Politik mit anderen Politikfeldern verknlpft werden sollte. Obwohl solche Verkniip-
fungen geplant sind, wurden sie noch nicht alle verwirklicht. Die bestehenden Verkniipfungen mit
der Umwelt-, Energie- und Klimapolitik wurden bereits friiher im Zuge der Energiewende und
Nachhaltigkeitspolitik geschaffen. Die Missionen der HTS 2025 jedoch sehen in der Regel keine
ressortlibergreifende Koordinierung auf Kabinettsebene vor und kénnen daher nicht als Quer-
schnittsmissionen der Regierung betrachtet werden.

e Viertens sollte dartiber nachgedacht werden, wie Hochschulen und Forschungsinstitute besser fur
Missionen genutzt werden kénnen, insbesondere in Anbetracht ihrer erheblichen institutionellen
Autonomie. So kénnten etwa jene Teile der Forschungslandschaft eingesetzt werden, die mit
héheren Technologie-Reifegraden arbeiten, damit der Transfer von vielversprechender Forschung
an den Markt beschleunigt wird.

14.5. Der Foderalismus und seine Auswirkungen auf die WTI-Governance

Aufgrund der féderalen Staatsstruktur ist in Deutschland die Governance komplexer als in vielen anderen
Staaten. Dies stellt insbesondere im Bereich der Forschung und Innovation eine Herausforderung dar. Mit
dem Grundgesetz sollte nach dem Zweiten Weltkrieg eine Machtkonzentration auf der Ebene des Zentral-
staats verhindert werden. Dementsprechend behandelt das Grundgesetz die Bundeslander nicht als
Regionen oder Provinzen des Nationalstaats. Vielmehr besagt es, dass staatliche Befugnisse und Auf-
gaben grundsatzlich Sache der Lander sind, Ubertragt jedoch bestimmte Aufgaben an den Bund, darunter
die Landesverteidigung, Auswartige Angelegenheiten, Staatsangehorigkeit, Gesundheitsversorgung und
Fiskalpolitik (einschliel3lich der Erhebung von bundesgesetzlich geregelten Steuern, von denen ein grol3er
Teil den Landern zuflief3t).

Ihrer wichtigen Stellung entsprechend wirken die Bundeslander Gber den Bundesrat als zweite Kammer
an der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes mit. Der Bundesrat setzt sich aus Vertreter*innen der
Landesregierungen zusammen, deren Zahl von der Einwohnerzahl des betreffenden Bundeslandes
abhangt. Die Abgeordneten des Deutschen Bundestags werden in einer Kombination von Mehrheits- und
Verhaltniswahlrecht gewahlt, was in der Regel zu Koalitionsregierungen fuhrt. Die*der Bundeskanzler*in
wird vom Bundestag auf Vorschlag der*des Bundesprasident*in gewahlt und anschlieend von der*dem
Bundesprasident®in ernannt.

Die Tatsache, dass die WTI-Politik sowohl auf Bundes- als auch auf Landerebene verantwortet wird, bringt
Koordinierungskosten mit sich. Es existiert jedoch eine klare und systematische Aufteilung der Finanzie-
rungsverpflichtungen zwischen den beiden Ebenen. Zudem werden die PolitikmalRnahmen aktiv durch die
GWK koordiniert. Die starke regionale Autonomie férdert die Vielfalt von Politikmaf3nahmen und -anséatzen
und bietet Gelegenheit zum Experimentieren. Die einzelnen Bundeslander konnen beispielsweise die
thematische Spezialisierung von Forschungseinrichtungen auf die jeweiligen regionalen Bedirfnisse
abstimmen. Zugleich sorgen aber nationale und europaische Programme dafir, dass die ungleiche
Finanzausstattung der Bundeslander bei der Entwicklung regionaler PolitikmaRnahmen in gewisser Weise
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ausgeglichen wird. Zudem durfte die intelligente Spezialisierung, die fur die regionalen Innovations-
strategien vorgeschrieben ist, ihre Qualitdt und Spezifitdt steigern. Obwohl die Finanzkraft und die
Verwaltungskapazitaten fir die Entwicklung und Implementierung der Innovationspolitik von Bundesland
zu Bundesland unterschiedlich sind, gewahrleisten die EU-Strukturfonds, dass alle Lander eine regionale
Innovationspolitik betreiben kénnen. Auf Bundesebene férdern Programme wie ,Innovation & Struktur-
wandel” die Entwicklung regionaler Innovationsékosysteme (vgl. Kapitel 16 wegen einer Erorterung der
Teilhabe der Regionen).

Die Nachteile, die das féderale System fur die WTI-Politik mit sich bringt, betreffen zumeist auch andere
Bereiche. Moglicherweise kdnnten also bestimmte Aspekte der Aufgabenverteilung zwischen Bund und
Landern Uberdacht werden. Beispielsweise konnte die Ko-Existenz von Datenschutzbehérden auf
Bundes- und Landerebene zu 17 unterschiedlichen Auslegungen der 353 Seiten starken Datenschutz-
Grundverordnung fihren, was die Innovationstatigkeit hemmt und den nationalen Binnenmarkt beein-
trachtigt. Eine weitere Auswirkung des foderalen Systems ist die Fragmentierung der Beschaffung in
Bereichen, fiir die die Lander zustandig sind, wie z. B. die Beschaffung medizinischer Ausriistung. Dies ist
bereits seit Langem ein Innovationshemmnis, gewinnt aber durch die Schwerpunktverlagerung der WTI-
Politik von der Angebots- auf Nachfrageseite weiter an Bedeutung. Auch eine Harmonisierung von
Standards und Verfahrensweisen wird nicht nur Effizienzgewinne bewirken, sondern auch die Innovations-
tatigkeit fordern.

Die Dezentralisierung der WTI-Governance in Deutschland ist insofern von Vorteil, als sie die Erprobung
verschiedener Politikansatze und ihre Anpassung an lokale Gegebenheiten ermdglicht. Ansatze wie
intelligente Spezialisierung und die Férderung von Innovationspionieren kénnen den zusténdigen Stellen
auf Landerebene helfen, ihre Politikinterventionen auf nationalen Strategien aufzubauen, sie aber an lokale
Gegebenheiten und Bedurfnisse anzupassen. Dank der Flexibilitdt, die mit der Landerautonomie
einhergeht, kdbnnen Ansatze wie z. B. Reallabore auf regionaler Ebene auf die jeweiligen wirtschaftlichen
und technologischen Erfordernisse und Kapazitaten abgestimmt werden. Die Governance-Heraus-
forderung besteht darin, die Erfahrungen aus diesen lokalspezifisch angepassten Ansatzen bestmdglich
zu nutzen, um nationale Zielsetzungen zu erreichen. Das in Empfehlung 1 vorgeschlagene Forum kénnte
einen ganzheitlicheren Ansatz bei der Berlcksichtigung von Erfahrungen und Best Practices aus
regionalen WTI-Ansatzen férdern und deren Verbreitung unterstitzen, um zu einer systemischeren
Innovationsférderung beizutragen.

14.6. Flihrungsrolle der deutschen WTI-Governance auf EU- und internationaler
Ebene

Das nationale Innovationssystem der Bundesrepublik wird durch externe Trends beeinflusst. Deutschland
ist aber aufgrund seiner wirtschaftlichen Bedeutung und der Starke seines WTI-Systems zugleich ein
Akteur dieser externen Entwicklungen. Jedes nationale Innovationssystem ist Teil des internationalen
Innovationssystems und wird durch globale technologische und Marktentwicklungen gepragt. Auch aus-
landische Direktinvestitionen, internationaler Technologietransfer und internationale Zusammenarbeit
sowie Handelsbeziehungen, wie z. B. globale Wertschépfungsketten, sind entscheidende Einflussfaktoren.

Deutschland ist der groRte Mitgliedstaat der EU und seine WTI-Governance ist in den EU-Kontext einge-
bettet. Es zahlt zu den wesentlichen Akteuren im EU-Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation
(FRP) sowie den Forderprogrammen Europaische Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie
(COST) und Eurostars. Auch an der multilateralen europaischen FuE-Initiative EUREKA und kooperativen
Forschungsinfrastrukturen, wie der Europaischen Organisation flr Kernforschung, dem Europaischen
Laboratorium fir Molekularbiologie und der Europaischen Spallationsquelle, ist Deutschland mafigeblich
beteiligt. 2014 verdffentlichte es als erstes Land eine Strategie fir die Teilnahme am Europaischen
Forschungsraum mit 40 konkreten nationalen Mafinahmen. Deutschland ist ein wichtiger Akteur der
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Europa-2020-Strategie und des Europaischen Semesters, mit denen Aspekte der Wirtschaftspolitik der
EU koordiniert werden. Darlber hinaus weist Deutschland sowohl die gréf3te Zahl an Beteiligungen als
auch den hoéchsten Anteil an EU-Fordermitteln im Rahmen von Horizont 2020 auf. Wegen des wett-
bewerblichen Charakters des Forschungsrahmenprogramms erhalten die forschungsstarksten nationalen
FuE-Akteure meist auch den grofiten Anteil an FRP-Mitteln. Deutschlands hoher Anteil lasst darauf
schlieBen, dass zwischen den FuE-Schwerpunkten auf nationaler und auf EU-Ebene erhebliche Uber-
einstimmung besteht. Das Deutsche Zentrum fur Luft- und Raumfahrt, die Fraunhofer-Gesellschaft und
die Max-Planck-Gesellschaft zahlen in der Regel zu den gréfiten NutznieRern von Mitteln aus dem
Rahmenprogramm. Die Fraunhofer-Gesellschaft verfligt im Allgemeinen Uber das gréte Kollaborations-
netzwerk innerhalb des Programms und vernetzt somit die deutsche Forschung mit mehr FuE-Akteuren
aus anderen EU-L&ndern als jede andere Forschungseinrichtung.

Deutschland hat die Méglichkeit, eine einflussreiche Rolle bei zukiinftigen Transformationsprozessen auf
EU-Ebene zu spielen; zugleich ist die Europaische Union ausschlaggebend fiur den zukinftigen Erfolg des
deutschen Innovationssystems. Einige der technologischen Kompetenzen, die notwendig sind, um die
zukunftige Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirtschaft zu sichern — wie z. B. die Dekarbonisierung der
Industrie durch wasserstoffbasierte Energieerzeugung —, erfordern mehr Investitionen, Forschungskapa-
zitdten und Kommerzialisierungsanstrengungen, als einzelne Lander alleine aufbringen kénnen. Deutsch-
land kann eine Fuhrungsrolle bei der Steuerung transnationaler Initiativen ibernehmen, die sowohl seiner
eigenen Wirtschaft als auch anderen Volkswirtschaften zugutekommen. Da dringend L&sungen fur
Herausforderungen wie die 6kologische Transformation gefunden werden missen, kdnnte Deutschlands
starke internationale Position genutzt werden, um die Entwicklung und Kommerzialisierung von
Innovationen mit globaler Relevanz zu beschleunigen.

Die aktuelle deutsche Debatte Uber Technologiesouveranitat konzentriert sich auf Schlisseltechnologien,
wie z. B. Halbleiter, KI, Kommunikationstechnologien der Zukunft, Cybersicherheit, Quantentechnologien
und neue Werkstoffe. Diese profitierten von EU-weiten Innovationsanstrengungen, die mit dem EU-
Rahmenprogramm von 1985 angestolRen wurden. Eine zentrale Frage fir die deutsche Politik besteht
darin, ob Deutschland die Entwicklung und den Kapazitatsaufbau in diesen Schllisseltechnologien auf
nationaler oder auf européischer Ebene verfolgen sollte. Angesichts des globalen Charakters dieser
Technologien ist erfahrungsgemaf ein europaischer Ansatz geboten. Da der Erfolg auf der nationalen und
der européischen Ebene aber eng miteinander verknupft sind, hdngt Deutschlands Leistungsfahigkeit auf
EU-Ebene maRgeblich von seinen nationalen Starken ab. Diese beiden Ebenen schlieRen sich nicht
gegenseitig aus, sondern erganzen einander. Deutschland hat sich bereits friiher an Initiativen auf EU-
Ebene beteiligt, die auf eine Starkung der europaischen Souveranitat abzielten. Die konkrete Aus-
gestaltung des Forschungsrahmenprogramms orientiert sich seit seiner Einfihrung 1985 am
Subsidiaritatsprinzip*. Demnach férdert das Rahmenprogramm nur Forschungsarbeiten, die sich aufgrund
ihres Umfangs besser auf europaischer Ebene als auf nationaler Ebene bewaltigen lassen. So halfen
beispielsweise das Europaische Strategische Programm fiir Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet
der Informationstechnologie (ESPRIT) und das Programm Forschung und Entwicklung im Bereich der
fortgeschrittenen Kommunikationstechnologien fur Europa (RACE), europaische Kapazitaten in den von
den USA und Japan dominierten Bereichen Halbleiter und Telekommunikationstechnologien zu sichern,
um Europas Unabhangigkeit bei der Beschaffung dieser Technologien zu gewahrleisten (bei der
Forderung der europaischen Computerindustrie war das FRP dagegen weit weniger erfolgreich).

Um die europaische Wirtschaft nach der Covid-19-Pandemie zu starken, legte die Europaische Kommission
kirzlich Uberarbeitete Regeln fiir ein weiteres Kooperationsinstrument auf’erhalb des FRP vor, die
sogenannten wichtigen Vorhaben von gemeinsamem europaischem Interesse (IPCEI). Dabei handelt es sich
um grenziberschreitende Gemeinschaftsprojekte der Industrie und mehrerer Mitgliedstaaten, fir die die
Beihilfevorschriften der EU gelockert wurden. Dadurch kénnen hohe Subventionen fir Investitionen in
Fertigungs- und andere der Forschung und Entwicklung nachgelagerte Aktivitdten gewahrt werden. Zu den
bereits gestarteten IPCEI zahlen Projekte in Bereichen wie der Batteriewertschopfungskette, Mikroelektronik,
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Wasserstoff, Cloud-Computing und Datenspeicherung sowie Gesundheitstechnologien. Deutschland ist an
den laufenden IPCEI maRgeblich beteiligt, da die abgedeckten Bereiche von erheblicher wirtschaftlicher und
technologischer Bedeutung fur die deutsche Wirtschaft sind. IPCEI sollen die Beschaftigung, das Wachstum
und die Wettbewerbsfahigkeit in der Europaischen Union férdern und die strategische Autonomie der EU
starken, indem sie Markt- oder Systemversagen oder gesellschaftliche Herausforderungen adressieren. lhre
Governance ist jedoch auf EU-Ebene nicht genau geregelt und nicht transparent. Die Liberalisierung des
Beihilferechts fur die IPCEI erméglicht es den Mitgliedstaaten auch, miteinander in Wettbewerb zu treten,
indem sie beispielsweise durch Subventionen Anreize fir Unternehmen schaffen, Produktionsstatten auf
ihrem Staatsgebiet zu errichten. Offentlich-Private Partnerschaften (OPP) stellen fiir Deutschland daher
entscheidende Méglichkeiten dar, seine WTI- und Industriepolitik auf EU-Ebene auszuweiten® und von den
daraus resultierenden Skalenvorteilen und der kollektiven wirtschaftlichen Starke zu profitieren. Der Beitrag
dieser Aktivitaten zur Verwirklichung gesellschaftlicher Zielsetzungen koénnte jedoch erhéht werden, z. B.
durch die Férderung einer 6kologisch nachhaltigeren Entwicklung.

Dariiber hinaus kénnen mehrere EU-weite Instrumente dazu beitragen, das deutsche WTI-Okosystem zu
starken. In den letzten Jahren wurde das Forschungsrahmenprogramm auf OPP ausgeweitet.
Horizont 2020 umfasst zwei Arten von OPP: ,Gemeinsame Unternehmen®, an denen die Europaische
Kommission, Industrievereinigungen und Unternehmen beteiligt sind, sowie ,Gemeinsame Technologie-
initiativen®, d. h. industriegetriebene Plattformen zur Umsetzung gemeinsamer FuE-Plane.® Deutschland
wirkt an beiden in erheblichem Umfang mit. Eine Schwierigkeit besteht jedoch darin, eine Form von
Governance zu entwickeln, die gewabhrleistet, dass diese Partnerschaften sowohl im &ffentlichen als auch
im privatwirtschaftlichen Interesse handeln (Luukkonen, Arnold und Martinez Riera, 20161g)).

Neben seiner europaischen Fuhrungsrolle engagiert sich Deutschland als Teil seiner Aulenwissen-
schaftspolitik in zahlreichen bilateralen Kooperationsinitiativen. Es hat sich jedoch verpflichtet, mehr multi-
laterale Formate zu férdern, z. B. durch die Veranstaltung eines regelmafigen Treffens der Wissenschafts-
und Forschungsminister im Rahmen der G7, das erstmals 2015 in Deutschland stattfand. 2013 richtete
Deutschland das Treffen des neu geschaffenen Global Research Council aus (BMBF, 2017p9).
Deutschland beteiligt sich aktiv an internationalen WTI-Kollaborationsinitiativen und internationalen
Organisationen. In der OECD wirkt Deutschland im Ausschuss fir Wissenschafts- und Technologiepolitik
und den zugehorigen Arbeitsgruppen sowie im Global Science Forum mit. Im Rahmen der Organisation
der Vereinten Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) ist vor allem Deutschlands
Engagement fir das Weltaktionsprogramm Bildung fiir nachhaltige Entwicklung (2015-2019) hervorzu-
heben. Darlber hinaus fordert die Bundesrepublik die berufliche Bildung durch das in Deutschland
ansassige Internationale Zentrum fir Berufsbildung der UNESCO (UNESCO-UNEVOC) und war von 2016
bis 2020 gewahltes Mitglied der Kommission der Vereinten Nationen fur Wissenschaft und Technologie
im Dienste der Entwicklung.
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Anmerkung

' Entstanden 1994 durch die Zusammenlegung des friiheren Bundesministeriums fiir Bildung und
Forschung (BMBF), das fur Grundlagenforschung und akademische Forschung zustandig war, mit dem
Bundesministerium fiur Forschung und Technologie (BMFT), das sich starker auf angewandte und
industrielle Forschung konzentrierte und die Tradition der Technologieprogramme begriindete.

2 Von 2005 bis 2013 hieR es Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie und danach bis 2021
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie (BMWi).

3 Unter der neuen Bundesregierung liegt die Zustandigkeit fir die nationale Klimapolitik seit
Dezember 2021 beim BMWK, das (neben dem Bundesministerium fir Bildung und Forschung) auch fur
die WTI-Politik mitverantwortlich ist.

4 Dies ist in den sogenannten Riesenhuber-Kriterien (benannt nach dem damaligen deutschen
Forschungsminister) verankert, auf denen die Auswahl der spezifischen Programme des FRP beruht. Die
Kriterienliste wurde spater erweitert, u. a. mit der Griindung des Européaischen Forschungsrats.

5 Eine weitere Chance bietet das deutsch-franzésische Projekt GAIA-X zur Errichtung einer leistungs-
fahigen Cloud-Infrastruktur, die nach europdischen Regeln verwaltet wird. Allerdings kénnte es hierbei
noch schwieriger sein, eine Governance im 6ffentlichen Interesse zu gewahrleisten, da es sich nicht um
ein EU-Projekt handelt.

8 Eine friilhere Form von OPP — vertragliche OPP (c-PPP), von denen es insgesamt zehn gab — wurde
2020 abgeschafft.

OECD-BERICHTE ZUR INNOVATIONSPOLITIK: DEUTSCHLAND 2022 © OECD 2022



From:
» ey OECD Reviews of Innovation Policy: Germany 2022
A——— Building Agility for Successful Transitions

Access the complete publication at:
https://doi.org/10.1787/50b32331-en

@) OECD

Please cite this chapter as:

OECD (2022), “Nationale WTI-Governance, EU-Fiihrungsrolle und internationales Engagement”, in OECD
Reviews of Innovation Policy: Germany 2022: Building Agility for Successful Transitions, OECD Publishing,
Paris.

DOI: https://doi.org/10.1787/e9ac2db6-de

Das vorliegende Dokument wird unter der Verantwortung des Generalsekretars der OECD verdéffentlicht. Die darin zum
Ausdruck gebrachten Meinungen und Argumente spiegeln nicht zwangslaufig die offizielle Einstellung der OECD-
Mitgliedstaaten wider.

This document, as well as any data and map included herein, are without prejudice to the status of or sovereignty over any
territory, to the delimitation of international frontiers and boundaries and to the name of any territory, city or area. Extracts from
publications may be subject to additional disclaimers, which are set out in the complete version of the publication, available at
the link provided.

The use of this work, whether digital or print, is governed by the Terms and Conditions to be found at
http://www.oecd.org/termsandconditions.

&) OECD


https://doi.org/10.1787/50b32331-en
https://doi.org/10.1787/e9ac2db6-de
http://www.oecd.org/termsandconditions

	14 Nationale WTI-Governance, EU-Führungsrolle und internationales Engagement
	Einleitung
	Empfehlung 1: Eine gemeinsame Vision „Deutschland 2030 und 2050“ entwickeln
	Maßgebliche globale Erfahrung

	14.1. Überblick über die WTI-Governance
	14.1.1. Strukturen der F&I-Governance in Deutschland
	14.1.2. Ministerielle Zuständigkeiten bei der WTI-Governance
	14.1.3. Beratungsgremien
	Projektträger und andere nachgeordnete Einrichtungen

	14.2. Kohärenz und Agendasetzung für WTI
	14.3. Interministerielle Zusammenarbeit bei der WTI-Governance
	14.4. Direktionalität, Missionsorientierung und ergebnisorientierte WTI-Governance
	14.5. Der Föderalismus und seine Auswirkungen auf die WTI-Governance
	14.6. Führungsrolle der deutschen WTI-Governance auf EU- und internationaler Ebene
	Literaturverzeichnis




